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Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts

DÃ¼sseldorf vom 29.09.2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die auÃŸergerichtlichen Kosten des Antragstellers auch im

Beschwerdeverfahren.

Dem Antragsteller wird fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des Beschwerdeverfahrens fÃ¼r die

Zeit ab dem 28.11.2022 Prozesskostenhilfe bewilligt und Rechtsanwalt R aus E

beigeordnet.

Â 

GrÃ¼nde

Â 

I.
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Â 

Der Antragsteller begehrt die vorlÃ¤ufige Verpflichtung der Antragsgegnerin zur

KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine stationÃ¤re Unterbringung in einem Pflegeheim. 

Â 

Der am 00.00.1961 geborene Antragsteller ist polnischer StaatsbÃ¼rger und hier in

Deutschland ohne festen Wohnsitz. Er lebt eigenen Angaben nach seit 1994 in Deutschland,

hat sechs Monate lang als Reifenspezialist gearbeitet und war danach â€“ bis auf den Verkauf

des StraÃŸenmagazins â€žfiftyfiftyâ€œ und das Sammeln von Pfandflaschen â€“ nicht mehr

arbeitstÃ¤tig. Am 13.01.2016 richtete er eine Postadresse bei dem Magazin â€žfiftyfiftyâ€œ in

E ein, die behÃ¶rdlich nicht angemeldet wurde.

Â 

Im April 2021 zog der Antragsteller zu einer aus Polen stammenden Bekannten namens A, die

ihn unentgeltlich bei sich in der Wohnung aufnahm und pflegte.

Â 

Am 20.12.2021 beantragte der Antragsteller bei der Antragsgegnerin Hilfe zur Pflege. 

Â 

In einem Gutachten zur Ermittlung des Pflegegrades vom 25.01.2022 teilte der Pflegefachdienst

der Antragsgegnerin mit, dass beim Antragsteller ein Pflegegrad 2 festzustellen sei. Als

pflegerelevante Diagnosen wurden eine beidseitige Gonarthrose und eine kalsifizierende

3-GefÃ¤ÃŸerkrankung genannt. Ab April 2022 werde ihm die jetzige Wohnung nicht mehr zur

VerfÃ¼gung stehen (weil Frau A ihre Wohnung auflÃ¶sen und nach Polen zurÃ¼ckkehren

wollte); eine Heim- bzw. WG-Notwendigkeit sei dann gegeben. Im Ãœbrigen wird auf den Inhalt

des Gutachtens Bezug genommen. 

Â 

Mit Bescheid vom 21.02.2022 gewÃ¤hrte die Antragsgegnerin dem Antragsteller rÃ¼ckwirkend

Pflegegeldleistungen fÃ¼r den Zeitraum vom 09.12.2021 bis 31.03.2022. Um

Pflegegeldleistungen ab dem 01.04.2022 beziehen zu kÃ¶nnen, benÃ¶tige er von der

zustÃ¤ndigen AuslÃ¤nderbehÃ¶rde in E einen Nachweis Ã¼ber seinen Aufenthaltsstatus und

einen Nachweis Ã¼ber seinen Wohnort.

Â 
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Der Antragsteller reichte daraufhin eine Bescheinigung des Amtes fÃ¼r Migration und

Integration der Antragsgegnerin vom 24.02.2022 ein, wonach der Antragsteller seit dem

24.02.2022 ununterbrochen in Deutschland gemeldet sei. Ein Daueraufenthaltsrecht nach Â§

4a des Â Gesetzes Ã¼ber die allgemeine FreizÃ¼gigkeit von UnionsbÃ¼rgern

(FreizÃ¼gG/EU) bestehe noch nicht.

Â 

Bereits am 09.12.2021 hatte der Antragsteller beim Jobcenter DÃ¼sseldorf Leistungen nach

dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch â€“ Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II)

beantragt. Mit Bescheid vom 19.01.2022 in der Gestalt eines Widerspruchsbescheides vom

21.02.2022 lehnte das Jobcenter diesen Antrag ab. Eine Klage erhob der Antragsteller dagegen

nicht. Am 03.03.2022 stellte der Antragsteller beim Sozialgericht DÃ¼sseldorf (SG) einen

Eilantrag, mit dem er vorlÃ¤ufig Leistungen nach dem SGB II begehrte. Das SG lehnte den

Antrag mit Beschluss vom 24.03.2022 (Az.: S 19 AS 449/22 ER) ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte

es aus, dass der Antragsteller von Leistungen nach Â§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SG II

ausgeschlossen sei. Er besitze kein Daueraufenthaltsrecht nach Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU; der

Aufenthalt sei erst zum 24.02.2022 festgestellt worden. Ein FreizÃ¼gigkeitsrecht bestehe auch

nicht nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 FreizÃ¼gG/EU, weil er kein Arbeitnehmer sei. Die

Voraussetzungen der RÃ¼ckausnahme nach Â§ 7 Abs. 1 S. 4 SGB II lÃ¤gen nicht vor. Die dort

genannte fÃ¼nfjÃ¤hrige Frist beginne nach Â§ 7 Abs. 1 S. 5 SGB II erst mit der erstmaligen

behÃ¶rdlichen Registrierung; dies sei hier nicht geschehen. Ein Anspruch nach dem

Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â€“ Sozialhilfe (SGB XII) bestehe nicht. Der Antragsteller sei

nach Â§ 21 SGB XII von Leistungen ausgeschlossen. Ein Anspruch nach Â§ 23 Abs. 1 SGB XII

sei nach Â§ 23 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 SGB XII ausgeschlossen. ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen nach

Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII habe der Antragsteller nicht beantragt. Sie seien gegenwÃ¤rtig

mangels HÃ¤rtefalls auch nicht zu leisten. Sollte er obdachlos werden, kÃ¶nne er Leistungen

bei der Antragsgegnerin beantragen. Die gegen den Beschluss des SG eingelegte Beschwerde

wies das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG NRW) durch Beschluss vom

28.04.2022 zurÃ¼ck (Az.: L 19 AS 503/22 B ER). Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte das LSG NRW

aus, der GewÃ¤hrung von Grundsicherungsleistungen stehe die Bestandskraft des Bescheides

vom 19.01.2022 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.02.2022 entgegen.

Â 

Mit Schreiben vom 19.04.2022 wandte sich das StraÃŸenmagazin â€žfiftyfiftyâ€œ an die

Antragsgegnerin und teilte mit, dass Frau A ihren Aufenthalt in Deutschland bis zum 31.05.2022

verlÃ¤ngert habe. Man stelle fÃ¼r den Antragsteller einen erneuten Antrag auf

Pflegeleistungen.Â  

Â 
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Am 28.04.2022 schlossen der Antragsteller und der B e.V., der das StraÃŸenmagazinÂ

â€žfiftyfiftyâ€œ vertreibt, einen Arbeitsvertrag fÃ¼r den Zeitraum vom 01.05.2022 bis

31.10.2022 Ã¼ber eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung mit einer monatlichen

BruttovergÃ¼tung in HÃ¶he von 480 Euro ab. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den

Arbeitsvertrag Bezug genommen.

Â 

Durch Beschluss vom 05.05.2022 (Az.: 99 XVII 361/21 T) bestellte das Amtsgericht

DÃ¼sseldorf fÃ¼r den Antragsteller eine gesetzliche Betreuerin fÃ¼r die Aufgabenkreise

Aufenthaltsbestimmung, GesundheitsfÃ¼rsorge, Wohnungs-, Heimplatz- und

VermÃ¶gensangelegenheiten, Regelung des Postverkehrs und Vertretung gegenÃ¼ber

BehÃ¶rden. Das Amtsgericht stÃ¼tzte sich dabei auf ein von ihm eingeholtes Gutachten des

Herrn L, wonach beim Antragsteller eine ausgeprÃ¤gte koronare Herzkrankheit und eine

gonarthrotisch bedingte ImmobilitÃ¤t vorlÃ¤gen. 

Â 

Durch Bescheid vom 23.05.2022 lehnte die Antragsgegnerin die Bewilligung von Hilfe zur

Pflege rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit ab dem 01.04.2022 ab. Der Antragsteller sei nach Â§ 23

Abs. 3 S. 1 Nr. 2 SGB XII von Leistungen ausgeschlossen. Die wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse

des Antragstellers seit April 2021 seien zudem unklar. Ein Ausreisewille des Antragstellers sei

nicht erkennbar, daher kÃ¶nne auch kein HÃ¤rtefall nach Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII anerkannt

werden. Der Antragsteller legte dagegen keinen Widerspruch ein.

Â 

Mit Schreiben vom 15.08.2022 teilte der jetzige Betreuer des Antragstellers der

Antragsgegnerin mit, dieser sei zur Zeit aufgrund einer NotÃ¼berweisung im F Krankenhaus in

E untergebracht. Dort wÃ¼rden die akuten Beschwerden behandelt. Eine Knieoperation sei

gegebenenfalls zu organisieren, es kÃ¶nne aber nicht gewÃ¤hrleistet werden, dass dadurch die

PflegebedÃ¼rftigkeit abnehme. Er, der Betreuer, bemÃ¼he sich deshalb mit dem sozialen

Dienst des Krankenhauses eine vollstationÃ¤re Langzeitpflege zu finden. Auf den bereits im

Februar 2022 festgestellten Bedarf einer stationÃ¤ren Unterbringung bei Wegfall der

Pflegeperson wurde Bezug genommen. Die frÃ¼here Pflegerin werde den Antragsteller nicht

mehr aufnehmen, sodass er ohne festen Wohnsitz sei. Durch die ImmobilitÃ¤t sei davon

auszugehen, dass bei Entlassung aus dem Krankenhaus eine menschenwÃ¼rdige

Unterbringung durch das Ordnungsamt nicht gewÃ¤hrleistet werden kÃ¶nne. Es wurde um

Mitteilung gebeten, ob AntrÃ¤ge oder Formulare nachgereicht werden mÃ¼ssten. 

Â 
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In einem Schreiben vom 18.08.2022 teilte die Antragsgegnerin dem Betreuer des Antragstellers

mit, es sei zunÃ¤chst notwendig, dass dieser Ã¼ber einen gÃ¼ltigen Aufenthaltsstatus

verfÃ¼ge. Gegebenenfalls kÃ¶nne dieser mit der geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung bei

â€žfiftyfiftyâ€œ beantragt werden. 

Â 

Mit Schreiben vom 24.08.2022 teilte der Betreuer der Antragsgegnerin mit, aufgrund des

Aufenthaltsstatus des Antragstellers sei laut dem ambulanten und stationÃ¤ren Dienst der Stadt

E eine KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine Heimunterbringung nicht mÃ¶glich. Aus denselben

GrÃ¼nden sei ein Antrag auf Auszahlung von Pflegegeld abgelehnt worden. Der Antragsteller

werde voraussichtlich am 01.09.2022 entlassen. Geplant sei die Ãœberstellung in eine

stÃ¤dtische Notunterkunft, wo die notwendige Pflege aber nicht geleistet werden kÃ¶nne. Es

sei ein Antrag auf Feststellung einer ErwerbsunfÃ¤higkeit bei der Rentenversicherung

beabsichtigt, um den Antragsteller in den Leistungsbezug der Grundsicherung zu bringen.

Â 

Mit Schreiben vom 30.08.2022 wurde der Betreuer gebeten, mÃ¶gliche AusreisebemÃ¼hungen

des Antragstellers nachzuweisen, um einen Anspruch auf ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen

prÃ¼fen zu kÃ¶nnen. Ansonsten sei erneut auf die KlÃ¤rung des aufenthaltsrechtlichen Status

zu verweisen. 

Â 

Mit weiterem Schreiben vom 30.08.2022 bat die Antragsgegnerin die Deutsche

Rentenversicherung Rheinland um PrÃ¼fung, ob beim Antragsteller eine volle

Erwerbsminderung vorliege.

Â 

Mit E-Mail vom 31.08.2022 beantragte der Betreuer des Antragstellers fÃ¼r diesen die

Entziehung der FreizÃ¼gigkeit nach Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU und beantragte gleichzeitig Asyl und

die GewÃ¤hrung von Asylbewerberleistungen fÃ¼r den Antragsteller.

Â 

Der Antragsteller wurde am 02.09.2022 vom F Krankenhaus entlassen und in eine stÃ¤dtische

Obdachlosen-Notunterkunft in E verbracht. 

Â 

Am 05.09.2022 hat der Betreuer des Antragstellers fÃ¼r diesen beim SG einen Antrag auf
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GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes in Form der einstweiligen KostenÃ¼bernahme fÃ¼r

eine stationÃ¤re Heimunterbringung gestellt. Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, es bestehe

Gefahr im Verzug, da der Antragsteller extrem unterversorgt sei und vermieden werden

mÃ¼sse, dass sich die Situation verschlimmere. Der Sozialarbeiter der Antragsgegnerin in der

Obdachlosen-Unterkunft habe telefonisch mitgeteilt, dass die Kraftanstrengung fÃ¼r jeden

Toilettengang dem Antragsteller aufgrund seiner Herzerkrankung nicht zuzumuten sei. Um

Schlimmeres zu verhindern, mÃ¼sse eine vollstationÃ¤re Unterbringung veranlasst und eine

KostenÃ¼bernahme erklÃ¤rt werden. Der Antragsteller sei zur Zeit geringfÃ¼gig bei der Firma

B e.V. beschÃ¤ftigt und erhalte ein Nettogehalt von 425,64 Euro. Er habe ansonsten weder

EinkÃ¼nfte noch VermÃ¶gen, auch nicht in Polen. Er sei derzeit arbeitsunfÃ¤hig.

Â 

Der Betreuer des Antragstellers hat gegenÃ¼ber dem SG am 29.09.2022 mitgeteilt, das Caritas-

Altenzentrum M habe angeboten, dem Antragsteller ab dem 30.09.2022 einen Platz im

Doppelzimmer anzubieten. Der Umzug solle am morgigen Tage erfolgen (was auch

tatsÃ¤chlich geschah). Er bitte um Entscheidung im Hinblick auf Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII. 

Â 

Der Antragsteller hat sinngemÃ¤ÃŸ beantragt,

Â 

die Antragsgegnerin im Wege einer einstweiligen Anordnung vorlÃ¤ufig zu verpflichten, die

Kosten einer stationÃ¤ren Heimunterbringung im Caritas-Altenzentrum M ab dem 30.09.2022

zu Ã¼bernehmen. 

Â 

Die Antragsgegnerin hat beantragt, 

Â 

den Antrag abzulehnen. 

Â 

Sie hat die Ansicht geÃ¤uÃŸert, dass kein Anordnungsanspruch bestehe. Unklar sei, welche

finanziellen Mittel dem Antragsteller zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden und wie er bislang seinen

Lebensunterhalt sichergestellt habe. Gegebenenfalls bestehe ein Anspruch nach dem SGB II.

Dem Betreuer werde angeraten, zunÃ¤chst das Verwaltungsverfahren ordnungsgemÃ¤ÃŸ zu

betreiben und die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
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Â 

Der Betreuer des Antragstellers hat einen undatierten pflegerischen Zustandsbericht der

Pflegekraft Frau J von der â€žO gGmbHâ€œ eingereicht, der nach der Entlassung aus der

stationÃ¤ren Behandlung im F Krankenhaus E verfasst wurde. Auf diesen Bericht wird

verwiesen.

Â 

Das SG hat die Antragsgegnerin durch Beschluss vom 29.09.2022 verpflichtet, die Kosten fÃ¼r

die stationÃ¤re Unterbringung des Antragstellers im Caritas-Altenzentrum M ab dem

30.09.2022 fÃ¼r die Dauer eines Jahres, lÃ¤ngstens bis zu einer rechtskrÃ¤ftigen

Entscheidung Ã¼ber die Abschiebung des Antragstellers, zu Ã¼bernehmen. Zur BegrÃ¼ndung

hat das SG ausgefÃ¼hrt, dass ein Anspruch nach Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII bestehe. Dieser

Entscheidung stehe nicht das fehlende Verwaltungsverfahren entgegen. Die Antragsgegnerin

habe seit Februar 2022 mehrfach zum Ausdruck gebracht, nicht zu einer auch nur vorlÃ¤ufigen

Leistungsbewilligung bereit zu sein. Auf den Antrag des Antragstellers aus dem Schriftsatz vom

15.08.2022, mit dem auf die Dringlichkeit der stationÃ¤ren Unterbringung des Antragstellers

aufgrund seines Gesundheitszustandes hingewiesen wurde, sei von Seiten der

Antragsgegnerin auf den bereits erlassenen Ablehnungsbescheid vom 23.05.2022 verwiesen

worden. Die GewÃ¤hrung von ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen sollte vom Nachweis mÃ¶glicher

AusreisebemÃ¼hungen des Antragstellers abhÃ¤ngig gemacht werden. Wie dies bei einem

seit mehreren Monaten in pflegebedÃ¼rftigem Zustand lebenden Menschen mÃ¶glich sein

solle, erschlieÃŸe sich dem Gericht nicht. Aus diesem Schriftverkehr sei jedenfalls fÃ¼r den

Betreuer ohne Zweifel ersichtlich gewesen, dass auch eine fÃ¶rmliche Beantragung der hier

begehrten Leistungen nicht dafÃ¼r sorgen kÃ¶nnte, die gesundheitsgefÃ¤hrdende

Unterbringung des Antragstellers in der Obdachlosen-Notunterkunft zu beenden. Genau diese

gesundheits- wenn nicht sogar lebensgefÃ¤hrdende Unterbringung in einer nicht auf die

Versorgung pflegebedÃ¼rftiger Menschen angelegten Notunterkunft und die so zu

befÃ¼rchtende Verletzung der durch das Grundgesetz (GG) geschÃ¼tzten kÃ¶rperlichen

Unversehrtheit des Antragstellers gebÃ¶ten im vorliegenden Fall die KostenÃ¼bernahme. Die

drohende Gesundheitsgefahr fÃ¼r den Antragsteller bei seinem Verbleiben in der Notunterkunft

bis zur vollstÃ¤ndigen KlÃ¤rung der offenen Fragen mÃ¼sse jedoch im Rahmen einer

Leistungsbewilligung aufgrund der HÃ¤rtefallregelung des Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII

vermieden werden. Dabei komme es nach Auffassung des Gerichtes bei einem zur Zeit

jedenfalls nicht reisefÃ¤higen Antragsteller nicht auf seinen Ausreisewillen an. In Anlehnung an

die Entscheidung des LSG Berlin-Brandenburg vom 11.07.2019 (L 15 SO 181/18) gehe die

Kammer davon aus, dass UnionsbÃ¼rger ohne objektiv bestehendes materielles

Aufenthaltsrecht â€“ bei verfassungskonformer Auslegung der Vorschrift â€“ , solange

Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach Â§ 23 Abs. 3 S. 6 Hs. 2

SGB XII hÃ¤tten, wie die AuslÃ¤nderbehÃ¶rde gegen sie keine bestandskrÃ¤ftige und
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weiterhin wirksame AusweisungsverfÃ¼gung erlassen habe, die mit einem Einreise- und

Aufenthaltsverbot verknÃ¼pft sei. Wenn die Vorschrift auch keine Dauerleistungen

ermÃ¶glichen solle, so enthalte sie aber auch keine feste zeitliche Grenze, sondern gewÃ¤hre

den Leistungsanspruch, solange besondere UmstÃ¤nde zur Ãœberwindung einer besonderen

HÃ¤rte angenommen werden kÃ¶nnten. In dieser Situation sehe die Kammer den Antragsteller,

der jedenfalls zur Zeit auf eine Betreuung und Versorgung in stationÃ¤rer Form (Pflegeheim)

angewiesen sei. Dies habe im Ãœbrigen der von der Antragsgegnerin eingeschaltete

Pflegefachdienst nach Hausbesuch bereits im Januar 2022 festgestellt.

Â 

Gegen den ihr am 30.09.2022 zugestellten Beschluss hat die Antragsgegnerin am 11.10.2022

Beschwerde eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus, dass die wirtschaftlichen

VerhÃ¤ltnisse des Antragstellers weiterhin unklar seien. Das RechtsschutzbedÃ¼rfnis sei

fraglich, weil der Antragsteller gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch genommen habe, bevor

er den Antrag gestellt habe. Im Ãœbrigen sei der Umstand, inwieweit der Antragsteller als

Arbeitnehmer einzustufen sei, auch fÃ¼r den aufenthaltsrechtlichen Status sowie den

eventuellen Leistungsausschluss relevant. Es sei angesichts der aktenkundigen Unterlagen

fraglich, inwieweit der Antragsteller angesichts seines gesundheitlichen Zustandes in der Lage

gewesen sei, der arbeitsvertraglichen Pflicht ab Mai 2022 nachzukommen. Insofern seien die

nÃ¤heren UmstÃ¤nde des Arbeitsertragsschlusses sowie die Frage eines etwaigen

rechtsmissbrÃ¤uchlichen Vertragsschlusses zu prÃ¼fen (unter Hinweis auf BSG Urteil vom

27.01.2021, B 14 AS 25/20 R). Wegen der Zweifel am Arbeitnehmerstatus sei weiterhin vom

Ausschluss der Leistungen nach dem SGB XII auszugehen. ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen

seien mangels Ausreisewillens nicht zu gewÃ¤hren. Dem Antragsteller sei es zuzumuten, seine

RÃ¼ckreise in sein Heimatland vorzubereiten und durchzufÃ¼hren; Alten- und Pflegeheime

wÃ¼rden in Polen niederschwellig angeboten. Die ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen seien ferner

bis heute nicht beantragt worden. Zudem sei der Antragsteller vom 05.09.2022 bis zum

30.09.2022 dem Kreis der SGB-II-Leistungsberechtigten zuzuordnen. Eine Entscheidung des

RentenversicherungstrÃ¤gers Ã¼ber die Feststellung einer Erwerbsminderung liege bislang

nicht vor. 

Â 

Die Antragsgegnerin beantragt sinngemÃ¤ÃŸ,

Â 

den Beschluss des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 29.09.2022 aufzuheben und den Antrag

auf Erlass einer einstweiligen Anordnung abzulehnen.

Â 
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Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤ÃŸ,

Â 

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Der Betreuer des Antragstellers hat erklÃ¤rt, dass der Antragsteller nach eigenen Angaben seit

1994 ohne Unterbrechung in Deutschland lebe. Er kÃ¶nne diesen Aufenthalt durch die

Anmeldung der Postadresse bei â€žfiftyfiftyâ€œ und Berichte von KrankenhÃ¤usern aus den

Jahren 2018 und 2021 nachweisen. Das seit dem 01.05.2022 bestehende und auf sechs

Monate befristete ArbeitsverhÃ¤ltnis solle nach einer telefonischen BestÃ¤tigung des

Arbeitgebers um weitere sechs Monate verlÃ¤ngert werden. ArbeitsfÃ¤hig sei der Antragsteller

zum Zeitpunkt des Arbeitsvertragsschlusses nach seiner Auffassung nicht gewesen. Der

Antragsteller habe sich nie um eine RÃ¼ckreise nach Polen bemÃ¼ht. Ende Juli 2022 habe er,

der Betreuer, fÃ¼r den Antragsteller ein Girokonto eingerichtet. Er lebe nur von den Einnahmen

aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis mit B e.V.

Â 

Der Betreuer des Antragstellers hat Kopien eines Antrags auf Leistungen der Grundsicherung

im Alter und bei Erwerbsminderung vom 27.10.2022, Gehaltsbescheinigungen fÃ¼r den

Zeitraum von Mai bis September 2022, Rechnungen des Caritasverbandes E Ã¼ber die

stationÃ¤re Unterbringung im Caritas-Altenzentrum M fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume vom 30.09.2022 bis

31.10.2022, den Arbeitsvertrag mit dem B e.V. vom 28.04.2022 und durchgehende

KontoauszÃ¼ge fÃ¼r den Zeitraum ab Juli 2022 eingereicht. Auf die Unterlagen wird jeweils

Bezug genommen.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der

beigezogenen Verwaltungsakten der Antragsgegnerin, der Gerichtsakte und der ebenfalls

beigezogenen Gerichtsakte des SG zum Vorprozess S 19 AS 449/22 ER Bezug genommen.

Â 

II.

Â 

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet.
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Â 

Das SG hat der Antragsgegnerin zu Recht einstweilen auferlegt, die Kosten der stationÃ¤ren

Unterbringung des Antragstellers im Caritas-Altenzentrum M fÃ¼r den Streitzeitraum vom

30.09.2022 bis 30.09.2023 zu Ã¼bernehmen.

Â 

GemÃ¤ÃŸ Â§Â 86b Abs.Â 2 S.Â 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der

Hauptsache auf Antrag eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands

in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn eine solche Regelung zur

Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (Regelungsanordnung). Der Erlass

einer solchen Anordnung setzt das Bestehen eines Anordnungsanspruchs (d.h. eines

materiellen Anspruchs, fÃ¼r den vorlÃ¤ufiger Rechtsschutz begehrt wird) sowie eines

Anordnungsgrundes (d.h. der Unzumutbarkeit, bei AbwÃ¤gung aller betroffenen Interessen die

Entscheidung in 9

der Hauptsache abzuwarten) voraus. Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund sind

glaubhaft zu machen, Â§Â 86b Abs.Â 2 S.Â 4 SGG i.V.m. Â§Â§Â 920 Abs.Â 2, 294

Zivilprozessordnung (ZPO). Eine Tatsache ist dann glaubhaft gemacht, wenn ihr Vorliegen

Ã¼berwiegend wahrscheinlich ist. Die bloÃŸe MÃ¶glichkeit des Bestehens einer Tatsache

reicht noch nicht aus, um die Beweisanforderungen zu erfÃ¼llen. Es genÃ¼gt jedoch, dass

diese MÃ¶glichkeit unter mehreren relativ am wahrscheinlichsten ist, weil nach der

GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde besonders viel fÃ¼r diese MÃ¶glichkeit spricht (vgl. dazu

BSG Urteil vom 17.04.2013, B 9 V 1/12 R, Rn. 35, juris; BSG Beschluss vom 08.08.2001, B 9 V

23/01 B, Rn. 5, juris).

Â 

Wenn â€“ wie hier â€“ existenzsichernde Leistungen im Streit stehen, ergeben sich jedoch aus

Art.Â 19 Abs.Â 4 GG einerseits und Art.Â 1 Abs.Â 1 i.V.m. Art.Â 20 Abs.Â 1 GG andererseits

besondere Anforderungen an die Ausgestaltung des Eilverfahrens. Aus dem Grundsatz

effektiven Rechtsschutzes gemÃ¤ÃŸ Art.Â 19 Abs.Â 4 GG folgen dabei Vorgaben fÃ¼r den

gerichtlichen PrÃ¼fungsmaÃŸstab. Je gewichtiger die drohende Grundrechtsverletzung und je

hÃ¶her ihre Eintrittswahrscheinlichkeit ist, desto intensiver hat die tatsÃ¤chliche und rechtliche

Durchdringung der Sache bereits im Verfahren des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes zu erfolgen

(vgl. BVerfG BeschlÃ¼sse vom 06.08.2014, 1 BvR 1453/12, Rn. 10, juris; und vom 21.04.2021,

1 BvR 683/21, Rn. 4, juris). Wenn es um Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums geht,

sind die Erfolgsaussichten der Hauptsache nicht nur summarisch, sondern abschlieÃŸend zu

prÃ¼fen. Dies bedeutet, dass das Fachgericht diejenigen ErmittlungsmaÃŸnahmen von Amts

wegen (vgl. Â§Â 103 S.Â 1 Hs. 1 SGG) durchfÃ¼hren muss, die aus seiner Sicht zur
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Ãœberzeugungsbildung und zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts notwendig sind, wobei eine

Entscheidung aufgrund objektiver Indizien oder der Beweislastverteilung, vor allem bei nicht

ausreichender Mitwirkung des Antragstellers bei der AufklÃ¤rung des Sachverhalts, zulÃ¤ssig

ist (vgl. BVerfG BeschlÃ¼sse vom 05.05.2009, 1 BvR 255/09, Rn. 3 f., juris; und vom

01.02.2010, 1 BvR 20/10, Rn. 2, juris). Kann die Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht

vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt werden, ist auf der Grundlage einer an der GewÃ¤hrung eines

effektiven Rechtsschutzes orientierten FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden (BVerfG

BeschlÃ¼sse vom 12.05.2005, 1 BvR 569/05, Rn. 26, juris; und vom 14.09.2016, 1 BvR

1335/13, Rn. 20, juris; vgl. auch Senatsbeschluss vom 12.07.2017, L 12 AS 596/17 B ER, L 12

AS 597/17 B, Rn. 21, juris). Aus dem Grundrecht auf GewÃ¤hrleistung eines

menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums aus Art.Â 1 Abs.Â 1 i.V.m. Art.Â 20 Abs.Â 1 GG

folgen darÃ¼ber hinaus inhaltliche Anforderungen an die Feststellung der HilfebedÃ¼rftigkeit in

tatsÃ¤chlicher Hinsicht: Es darf nur auf die gegenwÃ¤rtige Lage abgestellt werden; UmstÃ¤nde

der Vergangenheit dÃ¼rfen nur insoweit herangezogen werden, als sie eindeutige Erkenntnisse

Ã¼ber die gegenwÃ¤rtige Lage des Hilfesuchenden ermÃ¶glichen. Existenzsichernde

Leistungen dÃ¼rfen dabei nicht aufgrund bloÃŸer MutmaÃŸungen verweigert werden,

insbesondere wenn sich diese auf vergangene UmstÃ¤nde stÃ¼tzen (BVerfG Beschluss vom

12.05.2005, 1 BvR 569/05, Rn. 28, juris).

Â 

Die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Anordnung nach diesen

MaÃŸstÃ¤ben liegen vor. Der Antrag ist zulÃ¤ssig; insbesondere fehlt dem Antrag entgegen

der Ansicht der Antragsgegnerin nicht das RechtsschutzbedÃ¼rfnis (dazu 1.). Die

Antragsgegnerin ist fÃ¼r den Leistungsanspruch zustÃ¤ndig, so dass im Eilverfahren die

Beiladung des Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen SGB-II-TrÃ¤gers unterbleiben konnte (dazu 2.). Nach der

im Eilverfahren gebotenen summarischen PrÃ¼fung spricht viel fÃ¼r das Vorliegen eines

Anordnungsanspruchs (dazu 3.) und eines Anordnungsgrundes (dazu 4.). Angesichts des im

Eilverfahren nicht ausreichend ermittelbaren Sachverhalts ist dennoch eine FolgenabwÃ¤gung

geboten, die zugunsten des Antragstellers ausfÃ¤llt (dazu 5.). Auf Rechtsfolgenseite ist die

Begrenzung der vorlÃ¤ufigen Verpflichtung der Antragsgegnerin fÃ¼r zwÃ¶lf Monate durch das

SG nicht zu beanstanden (dazu 6.).

Â 

1. Der Antrag ist zulÃ¤ssig. Insbesondere hat der Antragsteller das notwendige

RechtsschutzbedÃ¼rfnis. Der Antragsteller hat erstmals in einem Schriftsatz an das SG am

29.09.2022 ausdrÃ¼cklich einen Antrag nach Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII gestellt (zur

Notwendigkeit eines gesonderten Antrags vgl. insoweit Senatsbeschluss vom 21.06.2017, L 12

AS 807/17 B ER, Rn. 29, juris). Dieser Antrag wurde sodann an die Antragsgegnerin

weitergeleitet. Dies ist jedoch fÃ¼r das Rechtsschutzgesuch des Antragstellers nicht

                            11 / 27

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20255/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%2020/10
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%201335/13
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%201335/13
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20596/17%20B%20ER
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20597/17%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20597/17%20B
https://dejure.org/gesetze/GG/1.html
https://dejure.org/gesetze/GG/20.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20807/17%20B%20ER
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20807/17%20B%20ER


 

schÃ¤dlich. Der Antragsteller muss sich in der Regel zwar zunÃ¤chst an die Verwaltung

wenden und dort einen Antrag auf die Leistung stellen. Ausnahmsweise kann, wenn noch kein

fÃ¶rmlicher Antrag auf die Leistung gestellt ist, bereits ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis bestehen,

wenn die Sache sehr eilig ist und der Antragsteller aus besonderen GrÃ¼nden mit groÃŸer

Wahrscheinlichkeit davon ausgehen kann, bei der BehÃ¶rde kein GehÃ¶r zu finden

(Senatsbeschluss vom 17.09.2014, L 12 AS 990/14 B ER, Rn. 17, juris; ThÃ¼ringer LSG

Beschluss vom 01.07.2009, L 1 U 85/09 ER, Rn. 31, juris; LSG Baden-WÃ¼rttemberg

Beschluss vom 09.09.2015, L 1 AS 3579/15 B, Rn. 6, juris). Eine solche Sachlage ist vorliegend

gegeben. Die besondere EilbedÃ¼rftigkeit ergab sich hier aus dem Umstand, dass der

Antragsteller am 02.09.2022 vom Evangelischen Krankenhaus entlassen und in eine

stÃ¤dtische Obdachlosen-Notunterkunft in DÃ¼sseldorf verbracht wurde, die jedoch fÃ¼r die

pflegerische Versorgung des Antragstellers sachlich und personell nicht ausreichend

ausgestattet war. Angesichts der drohenden unmittelbaren SchÃ¤den fÃ¼r die Gesundheit des

Antragstellers war die zeitnahe Antragstellung bei Gericht am 05.09.2022 nachvollziehbar und

geboten. Eingedenk des Verhaltens der Antragsgegnerin musste der Antragsteller auch damit

rechnen, bei der Antragsgegnerin kein GehÃ¶r zu finden. Â Auf das Schreiben des Betreuers

des Antragstellers vom 15.08.2022, in dem dieser die dringliche Lage schilderte, hat die

Antragsgegnerin lediglich auf die KlÃ¤rung des Aufenthaltsstatus verwiesen, sich selbst aber

nicht weiter um SachaufklÃ¤rung bemÃ¼ht, etwa durch eine Koordinierung der BemÃ¼hungen

mit dem eigenen Amt fÃ¼r Migration und Integration. Auch auf das erneute Schreiben des

Betreuers des Antragstellers vom 24.08.2022 hat die Antragsgegnerin in einem Schreiben vom

30.08.2022 nach den mÃ¶glichen AusreisebemÃ¼hungen des Antragstellers gefragt. Damit hat

sie, ebenso wie im Beschwerdeverfahren, deutlich gemacht, dass sie einen Anspruch auf

ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen nicht fÃ¼r gegeben hÃ¤lt und keine Grundlage fÃ¼r eine

einstweilige Leistungspflicht sieht. Die Annahme, dass der Antragsteller bei einer vorgehenden

Antragstellung bei derÂ  Antragsgegnerin schneller und leichter sein Rechtsschutzziel erreicht

hÃ¤tte, ist fernliegend. Der Senat geht insoweit von einem RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die

hier begehrte Regelungsanordnung nach Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG aus. DarÃ¼ber hinaus

fordert die Vorschrift nicht, dass ein entsprechendes Hauptsacheverfahren anhÃ¤ngig ist (Â§

86b Abs. 3 SGG).

Â 

2. Die Antragsgegnerin ist sachlich gemÃ¤ÃŸ Â§ 97 Abs. 1 SGB XII zustÃ¤ndig. Die Ã¶rtliche

ZustÃ¤ndigkeit ergibt sich aus Â§ 98 Abs. 2 S. 1 SGB XII. Danach ist fÃ¼r die stationÃ¤re

Leistung der TrÃ¤ger der Sozialhilfe Ã¶rtlich zustÃ¤ndig, in dessen Bereich die

Leistungsberechtigten ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme in die

Einrichtung haben oder in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt gehabt hatten. Der

Antragsteller hatte seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt vor der Aufnahme in das Caritas-

Altenzentrum M in E.Â  
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Â 

Der SGB-II-LeistungstrÃ¤ger ist trotz der Regelung in Â§ 44a Abs. 1 S. 7 SGB II nicht

zustÃ¤ndig. Die Norm bestimmt, dass der SGB-II-LeistungstrÃ¤ger bis zur Entscheidung des

Streits Ã¼ber die ErwerbsfÃ¤higkeit des HilfebedÃ¼rftigen Leistungen der Grundsicherung

fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem SGB II zu erbringen hat (BlÃ¼ggel in Eicher/Luik/Harich, SGB

II, 5. Auflage 2021, Â§ 44a, Rn. 62). Nach Â§ 7 Abs. 4 S. 1 SGB II erhÃ¤lt Leistungen nach

diesem Buch nicht, wer in einer stationÃ¤ren Einrichtung untergebracht ist, Rente wegen Alters

oder Knappschaftsausgleichsleistung oder Ã¤hnliche Leistungen Ã¶ffentlich-rechtlicher Art

bezieht. Eine stationÃ¤re Einrichtung im Sinne dieser Norm setzt kumulativ drei

Voraussetzungen voraus: Es muss sich (1.) um eine Leistungserbringung in einer Einrichtung

handeln, (2.) es mÃ¼ssen die Leistungen stationÃ¤r erbracht werden und es muss schlieÃŸlich

(3.) von einer Unterbringung in einer stationÃ¤ren Einrichtung auszugehen sein (Becker in

Eicher/Luik/Harich, SGB II, 5. Auflage 2021, Â§ 7, Rn. 140 ff. m.w.N.). Diese Voraussetzungen

liegen vor. Beim Caritas-Altenzentrum M handelt es sich um ein Alten- und Pflegeheim (vgl.

https://www.caritas-e.de/hilfe-angebote/alter-pflege/altenzentren/altenzentrum-m/, abgerufen

am 30.11.2022). Bei solchen handelt es sich um Einrichtungen im Sinne des Â§ 7 Abs. 4 S. 1

Hs. 1 SGB II (vgl. Becker a.a.O., Rn. 145). Die Voraussetzungen der RÃ¼ckausahme vom

Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 4 S. 3 Nr. 2 SGB II liegen nicht vor. Danach erhÃ¤lt

abweichend von Â§ 7 Abs. 4 S. 1 SGB II Leistungen nach dem SGB II, wer in einer

stationÃ¤ren Einrichtung nach S. 1 untergebracht und unter den Ã¼blichen Bedingungen des

allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich erwerbstÃ¤tig ist. Die Norm

verlangt, dass der erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, der in einer stationÃ¤ren Einrichtung

untergebracht ist, einer BeschÃ¤ftigung tatsÃ¤chlich nachgeht (Becker, a.a.O., Rn. 153). Das

ist hier nicht der Fall. Der Antragsteller ist mindestens seit dem 30.09.2022 arbeitsunfÃ¤hig

erkrankt und arbeitet nicht. AuÃŸerdem hat er sich gegenÃ¼ber seinem Arbeitgeber nach dem

Arbeitsvertrag vom 28.04.2022 verpflichtet, lediglich regelmÃ¤ÃŸig 10 Stunden wÃ¶chentlich zu

arbeiten. 

Â 

Soweit die Antragsgegnerin auf die ZustÃ¤ndigkeit des SGB-II-TrÃ¤gers fÃ¼r den Zeitraum

vom 05.09.2022 (Eingang des Eilantrags beim SG) bis zum 30.09.2022 (Beginn der

stationÃ¤ren Unterbringung im Caritas-Altenzentrum M) verwiesen hat, kommt es darauf nicht

an. Streitbefangen sind allein die Kosten der stationÃ¤ren Unterbringung seit dem 30.09.2022.

Insofern sind ein Leistungsanspruch des Antragstellers nach dem SGB II und etwaige

LeistungsausschlÃ¼sse nach Â§ 7 SGB II nicht zu prÃ¼fen.

Â 

Vor diesem Hintergrund verzichtet der Senat auf eine Beiladung des Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen
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Jobcenters DÃ¼sseldorf nach Â§ 75 Abs. 2 SGG. Aus GrÃ¼nden der EilbedÃ¼rftigkeit kann

von der Beiladung abgesehen werden, insbesondere dann, wenn â€“ wie hier â€“ der Dritte

durch die Eilentscheidung keine unmittelbaren Nachteile erleidet (Keller in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Auflage 2020, Â§ 86b, Rn. 16 m.w.N.).

Â 

3. Der Antrag ist begrÃ¼ndet.

Â 

Es spricht Einiges fÃ¼r das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs. Dieser kann sich aus Â§ 23

Abs. 1 SGB XII (dazu a.) oder Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII (dazu b.) ergeben. Der Antragsteller

hat zudem seine Leistungsberechtigung nach Â§ 61 S. 1 SGB XII glaubhaft gemacht (dazu c.).

Die ErklÃ¤rung, auf sein FreizÃ¼gigkeitsrecht aus Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU zu verzichten und

Asyl zu beantragen, steht dem Anordnungsanspruch nicht im Wege (dazu d.). Ein

Anordnungsgrund ist ebenfalls glaubhaft gemacht (dazu e.). Wegen der offenen

Sachverhaltsfragen ist eine FolgenabwÃ¤gung durchzufÃ¼hren, die zu Lasten der

Antragsgegnerin geht (dazu f.).

Â 

a. Nach Â§ 23 Abs. 1 S. 1 SGB XII ist AuslÃ¤ndern, die sich im Inland tatsÃ¤chlich aufhalten,

Hilfe zum Lebensunterhalt, Hilfe bei Krankheit, Hilfe bei Schwangerschaft und Mutterschaft

sowie Hilfe zur Pflege nach diesem Buch zu leisten. Sowohl das Vorliegen des Ausschluss-

tatbestandes nach Â§ 23 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 SGB XII (dazu aa.) als auch das der

RÃ¼ckausnahme nach Â§ 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII (dazu bb.) kÃ¶nnen mangels

entsprechender Unterlagen und Angaben gegenwÃ¤rtig nicht mit hinreichender

Wahrscheinlichkeit festgestellt, aber auch nicht verneint werden.

Â 

aa. Nach Â§ 23 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 SGB XII erhalten AuslÃ¤nder und ihre FamilienangehÃ¶rigen

keine Leistungen nach Â§ 23 Abs. 1 SGB XII oder nach dem Vierten Kapitel, wenn sie kein

Aufenthaltsrecht haben oder sich ihr Aufenthaltsrecht allein aus dem Zweck der Arbeitsuche

ergibt. Aufenthaltsrecht im Sinne dieser Vorschrift ist ein materielles Aufenthaltsrecht, nicht

ausreichend ist die generelle FreizÃ¼gigkeitsvermutung fÃ¼r EU-AuslÃ¤nder, fÃ¼r deren

rechtmÃ¤ÃŸige Einreise nach Deutschland ein gÃ¼ltiger Pass genÃ¼gt (Â§ 2 Abs. 5

FreizÃ¼gG/EU). Aufgrund dieser generellen FreizÃ¼gigkeitsvermutung muss der Aufenthalt

eines EU-AuslÃ¤nders zumindest solange als rechtmÃ¤ÃŸig angesehen werden, bis die

zustÃ¤ndige AuslÃ¤nderbehÃ¶rde das Nichtbestehen des FreizÃ¼gigkeitsrechts aufgrund von

Â§ 5 Abs. 4 FreizÃ¼gG/EU bzw. der MissbrauchstatbestÃ¤nde in Â§ 2 Abs. 7 FreizÃ¼gG/EU
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festgestellt und damit nach Â§ 7 Abs. 1 FreizÃ¼gG/EU die sofortige Ausreisepflicht

begrÃ¼ndet hat (BSG Urteil vom 20.01.2016, B 14 AS 35/15 R, Rn. 25, juris). 

Â 

(1) Eine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung bzw. ein materielles Aufenthaltsrecht als

nichterwerbstÃ¤tiger UnionsbÃ¼rger nach Â§ 4 FreizÃ¼gG/EU besteht nicht, da der

Antragsteller zwar Ã¼ber den dafÃ¼r notwendigen ausreichenden

Krankenversicherungsschutz verfÃ¼gt, nicht aber Ã¼ber ebenso erforderliche ausreichende

Existenzmittel. Dies ist nur dann der Fall, wenn der Betroffene in Anbetracht seiner

wirtschaftlichen und sozialen Situation in der Lage ist, seine GrundbedÃ¼rfnisse mit den ihm

zur VerfÃ¼gung stehenden Existenzmitteln selbst zu decken (EuGH Urteil vom 09.01.2007,

C-1/05, Rn. 37, juris). Nimmt die betreffende Person Sozialhilfeleistungen in Anspruch, indiziert

dies das Fehlen ausreichender Existenzmittel (Tewocht in BeckOK AuslR, 35. Ed. 01.10.2021,

Â§ 4 FreizÃ¼gG/EU, Rn. 10). Der monatlich zwischen 328 Euro und 425 Euro schwankende

Nettolohn aus der geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung beim B e.V. reicht ersichtlich zum Bestreiten

des Lebensunterhalts des Antragstellers nicht aus.

Â 

(2) Ob sich eine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung aus Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 FreizÃ¼gG/EU ergibt, ist

nach summarischer PrÃ¼fung denkbar, aber nicht ausreichend glaubhaft gemacht.

Unionsrechtlich freizÃ¼gigkeitsberechtigt sind danach UnionsbÃ¼rger, die sich als

Arbeitnehmer oder zur Berufsausbildung aufhalten wollen. Es kann derzeit nicht mit

hinreichender Wahrscheinlichkeit von einem wirksamen ArbeitsverhÃ¤ltnis des Antragstellers

beim Asphalt e.V. seit dem 01.05.2022 ausgegangen werden, das ihm die

Arbeitnehmereigenschaft i.S.d. Â§Â 2 Abs.Â 2 Nr.Â 1 FreizÃ¼gG/EU vermitteln wÃ¼rde. Nach

der kasuistischen Rechtsprechung des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs (EuGH) ist der insoweit

maÃŸgebliche Arbeitnehmerbegriff i.S. des Art.Â 45 des Vertrages Ã¼ber die Arbeitsweise der

EuropÃ¤ischen Union (AEUV) ein autonomer Begriff des Unionsrechts, der nicht eng ausgelegt

werden darf (EuGH Urteil vom 21.02.2013, C-46/12, Rn. 39 m.w.N., juris). Das wesentliche

Merkmal des ArbeitsverhÃ¤ltnisses besteht darin, dass eine Person wÃ¤hrend einer

bestimmten Zeit fÃ¼r eine andere nach deren Weisung Leistungen erbringt, fÃ¼r die sie als

Gegenleistung eine VergÃ¼tung erhÃ¤lt. Die beschrÃ¤nkte HÃ¶he dieser VergÃ¼tung oder

der Umstand, dass sie nur eine geringe Anzahl von Wochenstunden Arbeit leistet, schlieÃŸen

es nicht aus, dass eine Person als Arbeitnehmer i.S. des Art.Â 45 AEUV anerkannt wird.

Allerdings ist fÃ¼r die Qualifizierung als Arbeitnehmer erforderlich, dass eine Person eine

tatsÃ¤chliche und echte TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt, die keinen so geringen Umfang hat, dass sie sich

als vollstÃ¤ndig untergeordnet und unwesentlich darstellt (EuGH a.a.O. Rn. 42, juris; BSG Urteil

vom 27.01.2021, B 14 AS 42/19 R, Rn. 17, juris). Die PrÃ¼fung der Arbeitnehmereigenschaft

erfordert eine Gesamtbeurteilung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalles (EuGH a.a.O., Rn. 43, juris).
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Das Bestehen von UrlaubsansprÃ¼chen und Regelungen zur Entgeltfortzahlung im

Krankheitsfall oder die Anwendung von TarifvertrÃ¤gen sprechen allerdings fÃ¼r die Annahme

der Arbeitnehmereigenschaft i.S. des Art.Â 45 AEUV (EuGH Urteil vom 04.02.2010, C-14/09,

Rn. 27, juris).

Â 

Diese MaÃŸgaben konkretisierend muss die VergÃ¼tung in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis nicht

unterhaltssichernd sein (EuGH Urteile vom 03.06.1986, C-139/85, Rn. 14, juris; und vom

04.02.2010, C-14/09, Rn. 20, juris), sie darf andererseits nicht nur symbolischen Charakter

haben. Ein langjÃ¤hriger Bestand des ArbeitsverhÃ¤ltnisses ist ein Indiz fÃ¼r die Annahme der

Arbeitnehmereigenschaft (EuGH Urteil vom 04.02.2010, C-14/09, Rn. 27, , juris), aber auch

BeschÃ¤ftigungen von kurzer Dauer kÃ¶nnen dem Anwendungsbereich des Art.Â 45 AEUV

unterfallen (vgl. EuGH Urteile vom 04.06.2009, C-22/08 und C-23/08, , juris; und vom

06.11.2003, C-413/01, , juris). Ab einer Arbeitsstundenzahl von zehn Wochenstunden ist

jedenfalls in aller Regel von einem ArbeitsverhÃ¤ltnis auszugehen (vgl. EuGH Urteil vom

14.12.1995, C-444/93, , juris; Urteil vom 13.07.1989, C-171/88, , juris; Urteil vom 03.06.1986,

C-139/85, , juris; Urteil vom 03.07.1986, C-66/85, , juris).

Â 

Angesichts der Vorgaben des EuGH hat sich in der nationalen Rechtsprechung ein ebenfalls

kasuistischer Rahmen entwickelt (vgl. die Nachweise im Senatsurteil vom 06.10.2021, L 12 AS

1004/20, Rn. 65 ff., juris). Das Bundessozialgericht (BSG) hat einer Wochenarbeitszeit von 7,5

Stunden und einem Monatsverdienst von lediglich 100 Euro bei einer knapp fÃ¼nfmonatigen

BeschÃ¤ftigung keine der Arbeitnehmereigenschaft entgegenstehende Bedeutung

beigemessen (BSG Urteil vom 19.10.2010, B 14 AS 23/10 R, Rn. 3, 18, juris) und die

Arbeitnehmereigenschaft bei einem knapp einjÃ¤hrig bestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnis und

arbeitsvertraglich vereinbarten 30 Stunden im Monat mit einer VergÃ¼tung von 100 bis 250

Euro (BSG Urteil vom 12.09.2018, B 14 AS 18/17 R, Rn. 21 f., juris) ebenso bejaht wie im Falle

einer zweimonatigen BeschÃ¤ftigung mit einer monatlichen VergÃ¼tung von 500 Euro (BSG

Urteil vom 27.01.2021, B 14 AS 42/19 R, Rn. 23, juris).

Â 

(a) Bei der hiernach vorzunehmenden GesamtwÃ¼rdigung kÃ¶nnen nach dem vorgelegten

Arbeitsvertrag vom 28.04.2022 und den Gehaltsabrechnungen fÃ¼r die Monate Mai bis

September 2022 die Grundmerkmale eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses formal angenommen werden,

nÃ¤mlich ein AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis und die Zahlung einer VergÃ¼tung als Gegenleistung

fÃ¼r die erbrachten Leistungen (vgl. dazu EuGH Urteil vom 04.02.2010, C-14/09, Rn. 21, juris).

Die Vereinbarung eines Bruttolohns von 480 Euro bei einem Stundenlohn von 12 Euro und
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einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 10 Stunden geht sowohl nach der Rechtsprechung des

EuGH als auch des BSG Ã¼ber den symbolischen Rahmen hinaus und spricht fÃ¼r die

Arbeitnehmereigenschaft des Antragstellers. Gleiches gilt auch im Hinblick auf die

arbeitsvertraglich vereinbarte GewÃ¤hrung eines Jahresurlaubs von 12 Tagen und den

Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (Â§ 6 und 7 des Arbeitsvertrages vom

28.04.2022).

Â 

Angesichts der schwerwiegenden internistischen GesundheitsstÃ¶rungen, die beim

Antragsteller mindestens seit dem FrÃ¼hjahr 2022 zu einer weitgehenden ImmobilitÃ¤t und der

Feststellung eines Pflegegrades 2 gefÃ¼hrt haben, ist eine tatsÃ¤chliche Arbeitsaufnahme und

damit eine unionsrechtliche Arbeitnehmereigenschaft gleichwohl zweifelhaft. Es kann im

Eilverfahren wegen des nicht ausreichend ermittelten Sachverhalts nicht beurteilt werden, ob

und wie der Antragsteller die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung seit dem 01.05.2022 (bis

zum Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit am 11.08.2022), die in der â€žKonfektionierung diverser

Briefe und ggf. Dokumentenablageâ€œ (Â§ 3 des Arbeitsvertrages) als â€žHeimarbeiterâ€œ

(Â§ 3 des Arbeitsvertrages) bestand, tatsÃ¤chlich erbracht hat. Gegen diese tatsÃ¤chliche

MÃ¶glichkeit der Erbringung der arbeitsvertraglich geschuldeten Leistung spricht der Umstand,

dass der Antragsteller bereits seit April 2021 von seiner Bekannten aufgenommen und gepflegt

wurde. In dem eingeholten Pflegegutachten vom 25.01.2022 hatte der Antragsteller angegeben,

nicht steh- und gehfÃ¤hig zu sein, intensive personelle UnterstÃ¼tzung bei Positionswechseln

zu benÃ¶tigen, die meiste Zeit des Tages im Bett zu verbringen und die Wohnung seit fast

einem Jahr nicht mehr verlassen zu haben. Der â€žpflegerische Zustandsberichtâ€œ von Frau

J von der O gGmbH Ã¼ber den Zustand nach der Entlassung aus dem F Krankenhaus E

Anfang September 2022 bestÃ¤tigt die schwergradigen BewegungseinschrÃ¤nkungen und

Schmerzen, die einer regulÃ¤ren Arbeitsaufnahme bereits bei Arbeitsvertragsschluss

(28.04.2022) entgegengestanden haben kÃ¶nnten. Die Zweifel werden bestÃ¤tigt durch die

Angabe des Betreuers des Antragstellers in seinem Schreiben vom 27.10.2022, wonach der

Antragsteller â€“ seiner Ansicht nach â€“ bei Abschluss des Arbeitsvertrages nicht

arbeitsfÃ¤hig gewesen sei. Auch der Umstand, dass der Antragsteller nach eigenen Angaben

seit 2012 Zeitungen fÃ¼r das StraÃŸenmagazin â€žfiftyfiftyâ€œ (B e.V.) verkauft, aber erst

zum 01.05.2022 einen Arbeitsvertrag mit diesem Verein abgeschlossen hat, spricht ebenso

gegen einen ernsthaft gewollten Arbeitsvertrag. Auch der Zeitpunkt des

Arbeitsvertragsschlusses (kurz nach dem erfolglosen Eilverfahren gegen den SGB-II-

LeistungstrÃ¤ger) mÃ¼sste in diesem Rahmen berÃ¼cksichtigt werden.

Â 

(b) Selbst wenn man unterstellt, dass die BeschÃ¤ftigung des Antragstellers seit dem

01.05.2022 die unionsrechtliche Arbeitnehmereigenschaft begrÃ¼ndet, kÃ¶nnte die
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Geltendmachung eines auf Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 FreizÃ¼gG/EU gestÃ¼tzten

FreizÃ¼gigkeitsrechts rechtsmissbrÃ¤uchlich sein und das Unionsrecht nach stÃ¤ndiger

Rechtsprechung des EuGH bei rechtsmissbrÃ¤uchlichen Praktiken keine Anwendung finden

(vgl. EuGH Urteile vom 12.03.2014, C-456/12, Rn. 58 m.w.N., juris; und vom 21.06.1988, 39/86,

Rn. 43, juris). Der Missbrauch ist nachzuweisen (vgl. EuGH Urteile vom 26.02.2019, C-116/16

und C-117/16, Rn. 97 ff.; und vom 18.12.2014, C-202/13, Rn. 54, juris; BSG Urteil vom

27.01.2021, B 14 AS 25/20 R, Rn. 28 m.w.N., juris). Der Nachweis setzt zum einen voraus,

dass eine GesamtwÃ¼rdigung der objektiven UmstÃ¤nde ergibt, dass trotz formaler Einhaltung

der unionsrechtlichen Bedingungen das Ziel der Regelung â€“ hier von Â§Â 2 Abs.Â 2 Nr.Â 1

FreizÃ¼gG/EU â€“ nicht erreicht wurde. Zum anderen erforderlich ist ein subjektives Element,

nÃ¤mlich die Absicht, sich einen unionsrechtlich vorgesehenen Vorteil dadurch zu verschaffen,

dass die entsprechenden Voraussetzungen kÃ¼nstlich bzw. willkÃ¼rlich geschaffen werden

(vgl. EuGH Urteil vom 06.10.2020, C-181/19, Rn. 76, juris). Das Berufen auf einen erlangten

Arbeitnehmerstatus und ein u.a. darauf beruhendes Recht nach Â§Â 2 Abs.Â 2 Nr.Â 1

FreizÃ¼gG/EU kann missbrÃ¤uchlich sein, wenn EU-AuslÃ¤nder die FreizÃ¼gigkeit fÃ¼r

Arbeitnehmer allein zu dem Zweck ausÃ¼ben, in einem anderen Staat Sozialleistungen zu

erhalten (EuGH Urteile vom 21.06.1988, C-39/86, Rn. 43, juris; vom 06.11.2003, C-413/01, Rn.

36, juris; und vom 06.10.2020, C-181/19, Rn. 68, juris; vgl. auch OVG NRW Beschluss vom

28.03.2017, 18 B 274/17, Rn. 3 ff.; OVG Rheinland-Pfalz Beschluss vom 20.09.2016, 7 B

10406/16, 7 D 10407/16, Rn. 34 ff., juris).

Â 

Ob die â€“ unterstellte â€“ ernsthafte Aufnahme des ArbeitsverhÃ¤ltnisses einzig dem Ziel

diente, dem Antragsteller letztlich einen Aufenthalt im Bundesgebiet â€“ und damit auch den

Zugang zu Sozialleistungen â€“ unter Umgehung der Vorgaben des FreizÃ¼gG/EU bzw. der

UnionsbÃ¼rgerrichtlinie 2004/38/EG zu ermÃ¶glichen, kann im einstweiligen

Rechtsschutzverfahren nicht abschlieÃŸend bewertet werden.

Â 

(c) Hinsichtlich der BegrÃ¼ndung der Rechtsstellung, des ArbeitsverhÃ¤ltnisses und der

behaupteten, aber bislang nicht glaubhaft gemachten VerlÃ¤ngerung des auf den 31.10.2022

befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses, sowie eines etwaigen rechtsmissbrÃ¤uchlichen Berufens auf

diese Rechtsstellung sind weitere Ermittlungen im Hauptsacheverfahren geboten. Hierzu zÃ¤hlt

die nÃ¤here AufklÃ¤rung der UmstÃ¤nde des Arbeitsvertragsschlusses durch Vernehmung von

Zeugen auf Seiten des Arbeitgebers, der polnischen Bekannten Frau A, ferner durch

Beiziehung der Akten des Betreuungsgerichts, insbesondere des am 29.03.2022 von Herrn L

erstellten Gutachtens, Befundberichte der Ã„rzte des Antragstellers, Entlassungsberichte Ã¼ber

ambulante und stationÃ¤re Behandlungen seit dem Jahr 2021 sowie durch eine ergÃ¤nzende

AnhÃ¶rung des Antragstellers und seines Betreuers. 
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Â 

bb. UnabhÃ¤ngig vom Bestehen einer FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1

FreizÃ¼gG/EU kommt die RÃ¼ckausnahme in Â§ 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII in Betracht. Nach

dieser Vorschrift erhalten AuslÃ¤nder und ihre FamilienangehÃ¶rigen abweichend von Â§ 23

Abs. 1 S. 1 Nr. 2 und 3 SGB XII Leistungen nach Â§ 23 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB XII, wenn sie

sich seit mindestens fÃ¼nf Jahren ohne wesentliche Unterbrechung im Bundesgebiet

aufhalten; dies gilt nicht, wenn der Verlust des Rechts nach Â§ 2 Abs. 1 FreizÃ¼gG/EU

festgestellt wurde. Die Frist nach S. 7 beginnt nach S. 8 mit der Anmeldung bei der

zustÃ¤ndigen MeldebehÃ¶rde.

Â 

Der Anwendung der RÃ¼ckausnahme in Â§ 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII steht nicht entgegen, dass

sich der Antragsteller nicht bei einer MeldebehÃ¶rde angemeldet hat. Â§ 23 Abs. 3 S. 8 SGB

XII ist teleologisch zu reduzieren, weil fÃ¼r den Antragsteller eine Meldepflicht nicht bestehen

kÃ¶nnte (vgl. dazu LSG NRW Beschluss vom 05.05.2021, L 9 SO 56/21 B ER, Rn. 17 ff., juris).

Eine teleologische Reduktion gehÃ¶rt zu den anerkannten, verfassungsrechtlich zulÃ¤ssigen

Methoden der Gesetzesauslegung. Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass sie die auszulegende

Vorschrift entgegen ihrem Wortlaut hinsichtlich eines Teils der von ihr erfassten FÃ¤lle fÃ¼r

unanwendbar hÃ¤lt, weil deren Sinn und Zweck, die Entstehungsgeschichte und der

Gesamtzusammenhang der einschlÃ¤gigen Regelungen gegen eine uneingeschrÃ¤nkte

Anwendung sprechen (vgl. etwa BVerfG BeschlÃ¼sse vom 31.10.2016, 1 BvR 871/13, 1 BvR

1833/13, Rn. 22, juris; BSG Beschluss vom 13.08.2019, B 10 EG 8/19 B, Rn. 9, juris).

Â 

In den FÃ¤llen, in denen eine Meldepflicht nicht besteht, kÃ¶nnten die Betroffenen niemals die

Voraussetzungen der RÃ¼ckausnahme in Â§ 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII erfÃ¼llen, was

offensichtlich nicht der Zweck der Regelung ist. Es ist nach der im einstweiligen Rechtsschutz

gebotenen summarischen PrÃ¼fung zumindest denkbar, dass der Antragsteller nicht der

Meldepflicht unterliegt, denn eine solche besteht gemÃ¤ÃŸ Â§ 17 Abs. 1 Bundesmeldegesetz

(BMG) nur fÃ¼r Personen, die eine Wohnung beziehen (vgl. LSG Berlin-Brandenburg Urteil

vom 11.05.2020, L 18 AS 1812/19, Rn. 20, juris; LSG NRW a.a.O., Rn. 19, juris). Nach den

aktenkundigen Unterlagen gibt es jedoch keine Hinweise darauf, dass der Antragsteller jemals

eine Wohnung bezogen hat. Er hat wiederholt erklÃ¤rt, 1994 nach Deutschland eingereist zu

sein und nur die ersten sechs Monate regulÃ¤r gearbeitet zu haben. Eine Registrierung bei

einer MeldebehÃ¶rde hat nicht stattgefunden. Auch bei Frau A hat der Antragsteller keine

Wohnung i.S. des Â§ 17 Abs. 1 BMG bezogen. Er wurde dort lediglich zeitweise aufgenommen,

ohne Mietvertragspartei gewesen zu sein. Der Senat kann allerdings nicht abschlieÃŸend

bewerten, ob der Aufenthalt des Antragstellers in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Antragstellung
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durchgehend in Deutschland lag, was nach Â§ 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII erforderlich wÃ¤re.

DiesbezÃ¼glich sind in der Hauptsache weitere Ermittlungen anzustellen, etwa die Beiziehung

weiterer medizinischer Unterlagen und anderer geeigneter Nachweise, die einen

durchgehenden gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet dokumentieren. Die Vernehmung

von Mitarbeitern des B e.V. als Zeugen wÃ¤re ebenso in Betracht zu ziehen wie die AnhÃ¶rung

des Antragstellers und seines gesetzlichen Betreuers.

Â 

b. UnabhÃ¤ngig vom Bestehen eines Anspruchs nach Â§ 23 Abs. 1 SGB XII spricht Einiges

dafÃ¼r, dass sich der Antragsteller auf eine besondere HÃ¤rte i.S.d. Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII

berufen kann und dies zu einem Anspruch auf Grundsicherungsleistungen fÃ¼hrt. GemÃ¤ÃŸ

Â§ 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII werden hilfebedÃ¼rftigen AuslÃ¤ndern, die Â§ 23 Abs. 3 S. 1 SGB

XII unterfallen, bis zur Ausreise, lÃ¤ngstens jedoch fÃ¼r einen Zeitraum von einem Monat,

einmalig innerhalb von zwei Jahren nur eingeschrÃ¤nkte Hilfen gewÃ¤hrt, um den Zeitraum bis

zur Ausreise zu Ã¼berbrÃ¼cken (ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen); die Zweijahresfrist beginnt

mit dem Erhalt der ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen nach S. 3. GemÃ¤ÃŸ Â§ 23 Abs. 3 S. 5 SGB

XII umfassen die ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen (1.) Leistungen zur Deckung der Bedarfe fÃ¼r

ErnÃ¤hrung sowie KÃ¶rper- und Gesundheitspflege, (2.) Leistungen zur Deckung der Bedarfe

fÃ¼r Unterkunft und Heizung in angemessener HÃ¶he, einschlieÃŸlich der Bedarfe nach Â§ 35

Abs. 4 und Â§ 30 Abs. 7 SGB XII, (3.) die zur Behandlung akuter Erkrankungen und

SchmerzzustÃ¤nde erforderliche Ã¤rztliche und zahnÃ¤rztliche Behandlung einschlieÃŸlich der

Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder

zur Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen und (4.)

Leistungen nach Â§ 50 Nr. 1 bis 3 SGB XII (Hilfen bei Schwangerschaft und Mutterschaft).

GemÃ¤ÃŸ Â§ 23 Abs. 3 S. 6 Hs. 1 SGB XII werden, soweit dies im Einzelfall besondere

UmstÃ¤nde erfordern, Leistungsberechtigten nach S. 3 zur Ãœberwindung einer besonderen

HÃ¤rte andere Leistungen im Sinne von Abs. 1 gewÃ¤hrt. Nach Â§ 23 Abs. 3 S. 6 Hs. 2 SGB

XII sind ebenso Leistungen Ã¼ber einen Zeitraum von einem Monat hinaus zu erbringen,

soweit dies im Einzelfall auf Grund besonderer UmstÃ¤nde zur Ãœberwindung einer

besonderen HÃ¤rte und zur Deckung einer zeitlich befristeten Bedarfslage geboten ist.

Â 

Es spricht nach summarischer PrÃ¼fung Einiges fÃ¼r das Vorliegen einer besonderen HÃ¤rte

im Sinne des Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII (dazu aa.). Die Norm setzt zwar grundsÃ¤tzlich eine

Ausreisebereitschaft des AuslÃ¤nders voraus (dazu bb). Auf diese muss aber in

verfassungskonformer Weise verzichtet werden, wenn die Ausreise faktisch unmÃ¶glich ist

(dazu cc.)Â  

Â 
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aa. Â§ 23 Abs. 3 S. 6 Hs. 1 SGB XII sieht die GewÃ¤hrung anderer Leistungen i.S.v. Â§ 23

Abs. 1 SGB X vor. Gemeint sind vor allem die in Â§ 23 Abs. 1 S. 1 SGB XII genannten

Leistungen, worunter auch die die hier streitigen Hilfen zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des

SGB XII (Â§Â§ 61-66a) gehÃ¶ren (Groth in BeckOK SozR, 66. Ed. 01.12.2021, Â§ 23 SGB XII,

Rn. 4). Â§ 65 S. 1 SGB XII bestimmt dabei, dass PflegebedÃ¼rftige mit einem Pflegegrad 2, 3,

4 oder 5 Anspruch auf Pflege in stationÃ¤ren Einrichtungen haben, wenn hÃ¤usliche oder

teilstationÃ¤re Pflege nicht mÃ¶glich ist oder wegen der Besonderheit des Einzelfalls nicht in

Betracht kommt. Der Senat geht nach summarischer PrÃ¼fung davon aus, dass die

vollstationÃ¤re Unterbringung des Antragsteller im Caritas Altenzentrum M erforderlich ist. Eine

zumutbare Alternative im hÃ¤uslichen oder teilstationÃ¤ren Rahmen besteht nicht. Dies ergibt

sich aus dem Pflegegutachten vom 25.01.2022, wonach nach dem Ende der Betreuung bei der

Bekannten des Antragstellers eine Heim- bzw. WG-Notwendigkeit gegeben sei. Auch die

Pflegekraft Frau J von der O gGmbH hat in ihrer Stellungnahme Anfang September 2022 darauf

hingewiesen, dass der Antragsteller in einer Pflegeeinrichtung betreut und gepflegt werden

mÃ¼sse. Sie hat von einer deutlichen Verschlimmerung der Symptomatik gesprochen, die ihrer

Ansicht nach mittlerweile die Feststellung eines Pflegegrades 3 rechtfertigen wÃ¼rde.

EinwÃ¤nde gegen die Notwendigkeit einer stationÃ¤ren Pflege hat die Antragsgegnerin nicht

erhoben.

Â 

Â§ 23 Abs. 3 S. 6 Hs. 2 SGB XII ermÃ¤chtigt dazu, ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen auch Ã¼ber

den Zeitraum von einem Monat hinaus zu erbringen. Neben die besondere HÃ¤rte mÃ¼ssen

hier allerdings noch besondere UmstÃ¤nde treten. Einer der HauptanwendungsfÃ¤lle ist dabei

die vorÃ¼bergehende ReiseunfÃ¤higkeit (Schleswig-Holsteinisches LSG Beschluss vom

04.05.2018, L 6 AS 59/18 B ER, Rn. 32, juris; Groth in BeckOK SozR, 66. Ed. 01.12.2021, Â§

23 SGB XII, Rn. 18b). Kein Grund fÃ¼r die Annahme eines HÃ¤rtefalls i.S.d. Â§ 23 Abs. 3 S. 6

Hs. 2 SGB XII ist dagegen die allgemeine soziale Situation im Herkunftsland (Hessisches LSG

Beschluss vom 20.06.2017, L 4 SO 70/17 B ER, Rn. 17, juris). Die besonderen UmstÃ¤nde

bestehen hier nach summarischer PrÃ¼fung darin, dass der Antragsteller nach eigenen, von

der Antragsgegnerin nicht widersprochenen Angaben, seit dem FrÃ¼hjahr 2021 kaum die

Wohnung seiner Bekannten verlassen hat bzw. in stationÃ¤ren Einrichtungen untergebracht

war, und verschiedentlich in Ã¤rztlichen und pflegerischen Berichten von einer regelrechten

ImmobilitÃ¤t des Antragstellers gesprochen wird, so dass â€“ jedenfalls nach vorlÃ¤ufiger

PrÃ¼fung des Senats â€“ von einer ReiseunfÃ¤higkeit auszugehen ist. Auch dieser Umstand

muss jedoch im Hauptsacheverfahren eingehender ermittelt werden, etwa durch Beiziehung

des Entlassungsberichts des F Krankenhauses E und eines Berichts des Caritas Altenzentrums

St. M Ã¼ber den derzeitigen gesundheitlichen Zustand des Antragstellers. 

Â 
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bb. Der Senat hÃ¤lt an seiner stÃ¤ndigen Rechtsauffassung fest, dass Â§ 23 Abs. 3 S. 3, 5 und

6 SGB XII in tatbestandlicher Hinsicht mindestens eine Ausreisebereitschaft des AuslÃ¤nders

voraussetzt (vgl. Senatsbeschluss vom 15.12.2021, L 12 AS 1561/21 B ER, Rn. 54 m.w.N.,

juris; Senatsurteil vom 06.10.2021, L 12 AS 1004/20, Rn. 81 m.w.N., juris). Hieran fehlt es bei

dem Antragsteller. Dessen Betreuer hat einen Ausreisewillen ausdrÃ¼cklich verneint. Die

Notwendigkeit einer Ausreisebereitschaft ergibt sich zwar nicht aus dem Wortlaut der Norm. Sie

ist jedoch notwendige Bedingung der im Gesetzestext deutlich zum Ausdruck gebrachten

objektiven Zweckrichtung der ÃœberbrÃ¼ckungsleitungen. Dies wird in der Formulierung

deutlich, wonach eine eingeschrÃ¤nkte Hilfe gewÃ¤hrt wird, â€žumâ€œ den Zeitraum bis zur

Ausreise zu Ã¼berbrÃ¼cken. Auch der durch das Gesetz angebrachte Begriff der

â€žÃœberbrÃ¼ckungsleistungenâ€œ lÃ¤sst an der Intention des Gesetzgebers keinen Zweifel

(LSG Baden-WÃ¼rttemberg Urteil vom 07.11.2019, L 7 SO 934/19, Rn. 49, juris; LSG Sachsen-

Anhalt Beschluss vom 06.02.2019, L 2 AS 507/18 B ER, Rn. 61, juris). Die

ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen dienen dem Ziel, EU-AuslÃ¤ndern, die kein Aufenthaltsrecht oder

allein ein Aufenthaltsrecht zur Arbeitsuche haben bzw. ihren Aufenthalt auf Â§ 2 Abs. 5

FreizÃ¼gG/EU stÃ¼tzen kÃ¶nnen, eine Ausreise zu ermÃ¶glichen, respektive sie hierzu zu

bewegen, ohne eine Ausreisepflicht zu vollziehen (vgl. BT-Drs. 18/10211, S. 14, 16). Insofern

ist die Ausreisebereitschaft generell notwendige Voraussetzung zur Erreichung des

Gesetzeszweckes. 

Â 

cc. Allerdings ist der Senat der Auffassung, dass bei faktischer UnmÃ¶glichkeit der Ausreise

â€“ etwa infolge gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen â€“ die Notwendigkeit eines

Ausreisewillens in verfassungskonformer Weise im Hinblick auf die GewÃ¤hrleistung eines

menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums (Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 20. Abs. 1 GG, vgl.

grundlegend: BVerfG Urteile vom 09.02.2010, 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09, juris; und

vom 05.11.2019, 1 BvL 7/16, juris) und das Recht auf kÃ¶rperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2

S. 1 GG), die mit einer entsprechenden staatlichen Schutzpflicht korrespondieren, entfÃ¤llt.

FÃ¼r diese verfassungskonforme Auslegung spricht zunÃ¤chst, dass das Grundrecht auf

GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m.

Art. 20 Abs. 1 GG im Besonderen durch die Leistungen zur Sicherung des laufenden

Lebensunterhalts nach dem SGB II und XII einfachgesetzlich umgesetzt wird und ein

Menschenrecht darstellt. Das BSG hatte zu Â§ 23 SGB XII bis zu dessen Neuregelung zum

29.12.2016 durch das â€žGesetz zur Regelung von AnsprÃ¼chen auslÃ¤ndischer Personen in

der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der

Sozialhilfe nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuchâ€œ (BGBl. I 2016, S. 3155) die

Ansicht vertreten, die MÃ¶glichkeit einer Heimkehr in das Herkunftsland sei â€žim Hinblick auf

die Ausgestaltung des genannten Grundrechts als Menschenrecht schon verfassungsrechtlich

jedenfalls solange unbeachtlich, wie der tatsÃ¤chliche Aufenthalt in Deutschland von den
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zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden faktisch geduldet wirdâ€œ (BSG Urteil vom 20.01.2016, B 14 AS

15/15 R, Rn. 31 f., juris, unter Hinweis auf BVerfG Urteil vom 18.07.2012, 1 BvR 10/10 u.a., Rn.

63 und 92 ff., juris). Der Rechtsgedanke dieser Rechtsprechung hat auch fÃ¼r Â§ 23 Abs. 3 S.

6 SGB XII Relevanz, geht es doch auch hier darum, das Menschenrecht auf ein

Existenzminimum zu wahren, wenn nicht nur der Aufenthalt im Inland von den BehÃ¶rden

faktisch geduldet, sondern auch eine Ausreise in den Herkunftsstaat faktisch unmÃ¶glich ist.

Der Sinn und Zweck der ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen steht einer solchen Auslegung nicht

entgegen. Denn UnionsbÃ¼rger werden nach Â§ 23 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB XII unter der

typisierten Annahme von SGB XII-Leistungen ausgeschlossen, dass ihnen die RÃ¼ckkehr in ihr

Herkunftsland gefahrlos offensteht (vgl. LSG Berlin-Brandenburg Urteil vom 11.07.2019, L 15

SO 181/18, Rn. 60, juris). Wenn aber dieser Typisierung durch eine faktische UnmÃ¶glichkeit

der Ausreise der Boden entzogen ist, eine gefahrlose RÃ¼ckreise nicht zumutbar ist, kÃ¶nnen

Leistungen wegen der staatlichen Schutzpflicht fÃ¼r Menschen, die sich auf seinem

Staatsgebiet aufhalten, nicht versagt werden. Zwar geht das Bundesverfassungsgericht

(BVerfG) in stÃ¤ndiger Rechtsprechung davon aus, dass weder Art. 1 Abs. 1 noch Art. 2 Abs. 2

GG ein Grundrecht des Einzelnen auf gesetzliche Regelung von AnsprÃ¼chen auf

angemessene Versorgung durch den Staat regele (st. Rspr. seit: BVerfG Beschluss vom

19.12.1951, 1 BvR 220/51, Rn. 33, juris). Bei der Ausgestaltung seiner Schutzverpflichtung aus

Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 GG kommt dem Gesetzgeber vielmehr ein weitgehender

Gestaltungsspielraum zu (Di Fabio in DÃ¼rig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 98. EL, MÃ¤rz

2022, Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, Rn. 94). Allerdings hat das BVerfG auch darauf erkannt, dass der

objektivrechtliche Gehalt des Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG die Pflicht staatlicher Organe enthalte, sich

â€žschÃ¼tzend und fÃ¶rdernd vor die in Art. 2 Abs. 2 GG genannten RechtsgÃ¼ter zu

stellenâ€œ (BVerfG Beschluss vom 14.01.1981, 1 BvR 612/72, Rn. 52, juris). Vor diesem

Hintergrund geht es vorliegend nicht darum, direkte LeistungsansprÃ¼che aus der Verfassung

abzuleiten, sondern vielmehr aus der einfachgesetzlichen Konkretisierung der staatlichen

Schutz- und FÃ¶rderpflicht, die u.a. in Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII ihren Niederschlag gefunden

hat und verfassungskonform auszulegen ist. Dem entspricht, dass das BVerfG selbst

LeistungsansprÃ¼che fÃ¼r eine Grundversorgung aus grundrechtlichen GewÃ¤hrleistungen

des GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip ableitet (Di Fabio a.a.O. m.w.N.). 

Â 

Der Senat geht nach summarischer PrÃ¼fung von einer gegenwÃ¤rtigen faktischen

UnmÃ¶glichkeit der Heimkehr des Antragstellers nach Polen aus. DafÃ¼r sprechen die

aktenkundigen Pflegeunterlagen, insbesondere der Bericht von Frau J von der O gGmbH, die

unter Bezugnahme auf das Pflegegutachten vom 25.01.2022 von einer deutlichen

Verschlimmerung der gesundheitlichen Situation seit der Pflegebegutachtung spricht und

ausfÃ¼hrt, der Pflegegrad 3 mÃ¼sse nunmehr beim Antragsteller festgestellt werden. Um

allerdings einer ausufernden Auslegung entgegenzuwirken und Â§ 23 Abs. 3 S. 6 SGB XII â€“
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entgegen der gesetzgeberischen Intention â€“ nicht zu einem Einfallstor fÃ¼r dauerhafte

Leistungen ohne klare Konturen werden zu lassen (vgl. BR-Drs. 587/16, S. 11), sind die

Anforderungen an die faktische UnmÃ¶glichkeit der Ausreise entsprechend dem

Gesetzeswortlaut (â€žbesondere UmstÃ¤ndeâ€œ, â€žbesondere HÃ¤rteâ€œ) streng zu

formulieren. Sollte eine RÃ¼ckkehr des EU-AuslÃ¤nders in sein Herkunftsland, auch unter

Zuhilfenahme von Hilfsmitteln oder Hilfspersonen zumutbar sein, sind Leistungen lÃ¤ngstens

bis zu einer hypothetisch denkbaren und zumutbaren Ausreise zu erbringen. Diese UmstÃ¤nde

mÃ¼ssen im Falle des Antragstellers im Hauptsacheverfahren noch eingehender aufgeklÃ¤rt

werden, etwa durch eine amtsÃ¤rztliche Untersuchung der ReisefÃ¤higkeit des Antragstellers

(vgl. BR-Drs. 587/16, S. 11).

Â 

c. Der Antragsteller hat seine Leistungsberechtigung nach den Â§Â§ 23 Abs. 1, Abs. 3 S. 6

i.V.m. Â§ 61 S. 1 SGB XII glaubhaft gemacht. Nach Â§ 61 S. 1 SGB XII haben Personen, die

pflegebedÃ¼rftig im Sinne des Â§ 61a SGB XII sind, Anspruch auf Hilfe zur Pflege, soweit

ihnen und ihren nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartnern nicht zuzumuten ist,

dass sie die fÃ¼r die Hilfe zur Pflege benÃ¶tigten Mittel aus dem Einkommen und VermÃ¶gen

nach den Vorschriften des Elften Kapitels (Â§Â§ 82-96) aufbringen. Das ist hier der Fall. Der

Antragsteller hat unter Vorlage lÃ¼ckenloser KontoauszÃ¼ge glaubhaft vorgetragen, dass er

mit Ausnahme der geringfÃ¼gigen VergÃ¼tung durch den Arbeitsvertrag mit dem Asphalt e.V.

keine weiteren Einnahmen im Sinne des Â§ 82 Abs. 1 S. 1 SGB XII hat. Solche ergeben sich

auch nicht aus der Akte. Sollte der Antragsteller zwischenzeitlich Krankengeld von seiner

gesetzlichen Krankenkasse beziehen, fiele dieses jedenfalls nicht hÃ¶her aus als das

Nettoarbeitsentgelt (vgl. insoweit Â§ 47 Abs. 1 S. 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â€“

Gesetzliche Krankenversicherung ). Auch Hinweise auf VermÃ¶gen i.S.d. Â§ 90 Abs. 1 SGB XII

liegen nicht vor und werden von der Antragsgegnerin nicht konkret behauptet. Der Antragsteller

ist nach alledem nicht in der Lage, die Kosten der stationÃ¤ren Pflege aus eigenem Einkommen

oder VermÃ¶gen zu decken.

Â 

d. Die mit E-Mail des Betreuers am 31.08.2022 abgegebene ErklÃ¤rung, dass der Antragsteller

auf sein FreizÃ¼gigkeitsrecht nach Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU verzichte und Asyl sowie

Asylbewerberleistungen beantrage, ist fÃ¼r einen etwaigen Anordnungsanspruch nach dem

SGB XII nicht schÃ¤dlich. Die ErklÃ¤rung ist bereits deshalb unbeachtlich, weil dem

Antragsteller ein Daueraufenthaltsrecht i.S. des Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU nicht zusteht, auf das er

verzichten kÃ¶nnte. Die ErklÃ¤rung geht daher rechtlich ins Leere. 

Â 

e. Der Antragsteller hat einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht. Dies ist regelmÃ¤ÃŸig
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dann der Fall, wenn Ã¼berwiegend wahrscheinlich ist, dass dem Antragsteller bei einem

Abwarten des Ausgangs des Hauptsacheverfahrens unzumutbare Nachteile entstÃ¼nden. Ein

solcher wesentlicher Nachteil liegt insbesondere vor, wenn der Antragsteller konkret in seiner

wirtschaftlichen Existenz bedroht ist oder ihm sogar die Vernichtung der Lebensgrundlage droht

(LSG NRW Beschluss vom 21.05.2008, L 9 B 77/08 AS ER, Rn. 17, juris; LSG Sachsen-Anhalt

Beschluss vom 21.09.2015, L 7 SB 48/14 B ER, Rn. 21, juris). Die persÃ¶nlichen

LebensumstÃ¤nde des Antragstellers sprechen fÃ¼r das Vorliegen einer solchen

EilbedÃ¼rftigkeit. Dazu gehÃ¶rt insbesondere die aktuelle gesundheitliche Situation,

derentwegen der Antragsteller dringend auf durchgehende pflegerische Versorgung in einer

geeigneten Pflegeeinrichtung angewiesen ist und die Kosten hierfÃ¼r wegen fehlender

finanzieller Mittel nicht bestreiten kann. Der pauschale und unsubstantiierte Hinweis der

Antragsgegnerin auf geeignete Pflegeeinrichtungen in Polen wird der Bedeutung der

Grundrechte des Antragstellers auf GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen

Existenzminimums (Art.Â 1 Abs.Â 1 i.V.m. Art.Â 20 Abs.Â 1 GG) und auf kÃ¶rperliche

Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) nicht gerecht. Die AufklÃ¤rung einer zumutbaren

RÃ¼ckkehrmÃ¶glichkeit, sollte es darauf entscheidungserheblich ankommen, bleibt dem

Hauptsacheverfahren vorbehalten.

Â 

Der Anordnungsgrund ist nicht im Hinblick darauf zu verneinen, dass sich der Antragsteller

gegenwÃ¤rtig in einer geeigneten stationÃ¤ren Pflegeeinrichtung befindet und ihm keine

Obdachlosigkeit drohen wÃ¼rde. Nach der zu Â§ 22 Abs. 1 SGB II ergangenen

Rechtsprechung ist bei der PrÃ¼fung, ob ein Anordnungsgrund fÃ¼r den Eilrechtsschutz

vorliegt, im Rahmen der wertenden Betrachtung zu berÃ¼cksichtigen, welche negativen Folgen

finanzieller, sozialer, gesundheitlicher oder sonstiger Art ein Verlust gerade der konkreten

Wohnung fÃ¼r den Betroffenen hÃ¤tte; ein starres Abstellen auf das Erheben einer

RÃ¤umungsklage seitens des Vermieters ist dabei unzulÃ¤ssig (vgl. BVerfG Beschluss vom

01.08.2017, 1 BvR 1910/12, Rn. 16 m.w.N., juris; LSG Berlin-Brandenburg Beschluss vom

28.09.2017, L 18 AS 1984/17 B ER, Rn. 3, juris; LSG Baden-WÃ¼rttemberg Beschluss vom

11.03.2021, L 9 AS 233/21 ER-B, Rn. 13, juris; LSG NRW BeschlÃ¼sse vom 03.03.2021, L 21

AS 935/20 B ER, Rn. 19, juris, und vom 09.07.2018, L 7 AS 733/18 B ER, Rn. 28, juris). Bei

Ãœbertragung dieser GrundsÃ¤tze auf den vorliegenden Fall wÃ¼rde das alleinige Abstellen

darauf, dass die stationÃ¤re Unterbringung fortdauert und der Pflegevertrag trotz Ausbleiben

der Rechnungsbegleichung seitens des Caritas-Altenzentrums M (offenbar) noch nicht

gekÃ¼ndigt wurde, der Situation des Antragstellers nicht gerecht. Denn insofern ist zu

berÃ¼cksichtigen, dass die Pflegeeinrichtung sich erst auf Betreiben des SG bereit erklÃ¤rt hat,

den Antragsteller aufzunehmen, nachdem von dort die KostenÃ¼bernahme in Aussicht gestellt

wurde. Insofern ist es naheliegend, dass die Pflegeeinrichtung den Pflegevertrag kÃ¼ndigen

wÃ¼rde, sobald der Antrag im Eilverfahren abgelehnt wÃ¼rde. Diese besondere Situation
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rechtfertigt hier die Annahme eines Anordnungsgrundes.

Â 

f. Da trotz der Glaubhaftmachung des Anordnungsgrundes und der gewichtigen Tatsachen, die

fÃ¼r das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs sprechen, eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der

Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich ist, ist nach den oben dargelegten

GrundsÃ¤tzen auf der Grundlage einer an der GewÃ¤hrung eines effektiven Rechtsschutzes

(Art. 19 Abs. 4 GG) orientierten FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden (BVerfG Beschluss vom

14.09.2016, 1 BvR 1335/13, Rn. 20, juris). Bei dieser FolgenabwÃ¤gung sind die Folgen

abzuwÃ¤gen, die eintreten wÃ¼rden, wenn die Eilentscheidung zu Gunsten des Antragstellers

nicht erginge, eine Klage in der Hauptsache aber spÃ¤ter Erfolg hÃ¤tte, mit denen, die

entstÃ¼nden, wenn die begehrte einstweilige Anordnung erginge, die Klage aber erfolglos

bliebe (vgl. LSG NRW Beschluss vom 27.05.2014, L 9 SO 103/14 B ER, Rn. 9, juris). Die

grundrechtlichen Belange des Antragstellers sind dabei umfassend in die AbwÃ¤gung

einzustellen. Die FolgenabwÃ¤gung fÃ¤llt unter Anwendung dieser verfassungsrechtlichen

MaÃŸstÃ¤be zugunsten des Antragstellers aus. Die Sozialhilfeleistungen nach dem SGB XII

dienen der Sicherstellung eines menschenwÃ¼rdigen Lebens, mithin der ErfÃ¼llung einer

verfassungsrechtlichen Pflicht des Staates, die aus dem Gebot zum Schutz der

MenschenwÃ¼rde in Verbindung mit dem Sozialstaatsgebot folgt (vgl. BVerfG Beschluss vom

12.05.2005, 1 BvR 569/05, Rn. 28, juris). Ohne den Erlass einer einstweiligen Anordnung

wÃ¤re das menschenwÃ¼rdige Existenzminimum des Antragstellers nicht gedeckt und er in

seiner kÃ¶rperlichen Unversehrtheit mÃ¶glicherweise akut gefÃ¤hrdet. Diese erhebliche

BeeintrÃ¤chtigung kann auch nachtrÃ¤glich bei einem erfolgreichen Abschluss des

Hauptsacheverfahrens nicht mehr ausgeglichen werden, weil der elementare Lebensbedarf

eines Menschen grundsÃ¤tzlich nur in dem Augenblick befriedigt werden kann, in dem er

entsteht (BVerfG, a.a.O., Rn. 19, juris). Der zu befÃ¼rchtenden BeeintrÃ¤chtigung der

MenschenwÃ¼rde und der kÃ¶rperlichen Unversehrtheit durch die Vorenthaltung von

Leistungen zur Existenzsicherung steht lediglich die MÃ¶glichkeit ungerechtfertigter

Geldzahlungen seitens des Antragsgegners gegenÃ¼ber. 

Â 

g. Liegen die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer Regelungsanordnung vor, bestimmt das

Gericht nach freiem Ermessen, welche konkreten Anordnungen zur Erreichung des

Anordnungszwecks erforderlich sind (Â§ 938 Abs. 1 ZPO i.V.m. Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG). In

Anwendung dieser GrundsÃ¤tze hat das SG die vorlÃ¤ufige Verpflichtung der Antragsgegnerin

ohne Beanstandung auf die Zeit vom 30.09.2022 bis 30.09.2023 begrenzt. Dieser Zeitraum ist

erforderlich, um die zahlreichen im Hauptsacheverfahren offenen Fragen durch die

Antragsgegnerin nach Â§Â§ 20, 21 SGB X bzw. â€“ falls notwendig â€“ durch das SG

gemÃ¤ÃŸ Â§Â§ 103, 106 SGG vollstÃ¤ndig aufzuklÃ¤ren. Angesichts der gesundheitlichen
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Situation des Antragstellers ist auch nicht vernÃ¼nftigerweise davon auszugehen, dass er

perspektivisch fÃ¼r weniger als die vollen zwÃ¶lf Monate auf stationÃ¤re Pflegehilfeleistungen

angewiesen sein wird. Insofern kann auch eine Parallele zur regelmÃ¤ÃŸigen

Bewilligungsdauer fÃ¼r Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

nach Â§ 44 Abs. 3 S. 1 SGB XII gezogen werden. Die dort vorgesehene regelmÃ¤ÃŸige

Bewilligungsdauer von zwÃ¶lf Monaten ist dem Umstand geschuldet, dass VerÃ¤nderungen in

den Leistungsvoraussetzungen bei der Personengruppe der Grundsicherungsbezieher seltener

eintreten oder zu erwarten sind als bei Beziehern anderer Sozialleistungen (Gebhardt in

BeckOK SozR, 66. Ed. 01.09.2022, Â§ 44 SGB XII, Rn. 12). Gleiches muss auch hier fÃ¼r den

Antragsteller gelten.

Â 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193 Abs. 1 SGG

.

Â 

5. Dem Antragsteller, der ausweislich der ErklÃ¤rung zu den persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen

VerhÃ¤ltnissen und der zuvor schon eingereichten KontoauszÃ¼ge nicht in der Lage ist, die

Kosten der ProzessfÃ¼hrung zu tragen, ist unabhÃ¤ngig von den Erfolgsaussichten des

Verfahrens als Gegner der von der Antragsgegnerin eingelegten Beschwerde

Prozesskostenhilfe zu bewilligen (Â§Â§ 73a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 114 ff., 119 Abs. 1 S.

2 ZPO). Prozesskostenhilfe ist dabei ab dem 28.11.2022 zu gewÃ¤hren, weil der Antragsteller

erst an diesem Tag den Antrag gestellt und seine persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen

VerhÃ¤ltnisse zur Bewilligung der Prozesskostenhilfe glaubhaft gemacht hat.

Â 

6. Dieser Beschluss ist unanfechtbar, Â§ 177 SGG.

Â 

Â 

Erstellt am: 16.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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